[Vorname Nachname] 

[Straße und Hausnummer] 
[PLZ Ort] 
[E-Mail-Adresse] 
[Telefonnummer] 

Ort, den 10.11.2026








Geplantes Pflegeneuordnungsgesetz PNOG [Titel, Vorname Nachname, MdL / MdB / Ratsmitglied] 
[Funktion, z. B. Mitglied des Landtags NRW] 
[Fraktion, z. B. CDU / SPD / Grüne] 
[Straße und Hausnummer] 
[PLZ Ort] 

 
[Sehr geehrte Frau / Sehr geehrter Herr] [Titel] [Nachname], 
ich wende mich heute als Bürger[in] aus Ihrem Wahlkreis mit einer dringenden Bitte an Sie. Als Mensch, der selbst auf die Leistungen der Pflege angewiesen ist / der ein Familienmitglied mit Behinderung hat, [bitte streichen, was nicht zutrifft] verfolge ich die aktuellen Reformpläne der Bundesregierung mit großer Sorge. 
Wenn das geplante PNOG umgesetzt wird, bedeutet das für mich / uns als Familie [bitte streichen, was nicht zutrifft] eine enorme Mehrbelastung.
 [Politische Interessenvertretung ist am erfolgreichsten, wenn sie persönlich ist. Ergänzen Sie daher hier 
persönliche Sorgen, Erfahrungen oder Gedanken und stellen Sie ggf. ihre Bitte um ein persönliches Gespräch in den Vordergrund] 

Meine konkreten Sorgen betreffen folgende geplante Maßnahmen: 
· Die Verhinderungspflege muss bleiben. Sie entlastet uns/pflegende Familien flexibel und entsprechend 
ihrer Lebenssituation, gerade dann, wenn sie Entlastung dringend brauchen. Hier ggf. die konkrete Entlastung im Alltag benennen.
· Der Entlastungsbetrag muss monatlich übertragbar sein. Unsere Situation ist nicht jeden Monat gleich. Wir sind zwingend auf eine flexible Nutzung der Budgets angewiesen, z. B. zur Nutzung des Entlastungsbetrags für ein Ferienangebot unseres Kindes, für Zeiten, in denen wir als Familie mehr Termine als zu anderen Zeiten haben, um flexibler zu sein und Mehrbedarf haben (z. B. aus Krankheitsgründen). [bitte entsprechend ihrer Situation anpassen], oder auch wenn unsere Betreuungskraft selbst erkrankt ist oder im Urlaub und daher nicht kommen kann.
· Wir nutzen die Umwidmung der Pflegesachleistungen für niedrigschwellige Unterstützungen im Alltag, z. B. für zusätzliche Assistenzen oder Haushaltshilfen. Wenn diese Leistungen wegfallen, wissen wir nicht, wie wir/unsere Tochter/unseren Sohn im Alltag zurecht kommen soll. Die Umwidmung der anteiligen Pflegesachleistungen (bis zum 40% im Monat) in die niedrigschwelligen Hilfen darf nicht wegrationalisiert werden!
· [bookmark: _GoBack]Pflegesachleistungen nützen uns/mir nicht im Alltag, da unsere Tochter/unser Sohn/ich keine Pflegehilfe durch einen Pflegedienst benötigt*e. Pflegedienste sind auf meine Bedarfe, die sich mehr auf Betreuung anstatt auf Pflege beziehen, nicht ausgerichtet. Sie können älteren Menschen bestimmt helfen, aber passen nicht für unsere Situation mit einem Angehörigen mit Behinderung.

Ggf. ergänzen durch andere eigene Gedanken…
Ich bitte Sie daher eindringlich, sich dafür einzusetzen, dass die oben genannten Punkte aus dem Kabinettsentwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes gestrichen werden und bedanke mich herzlich für Ihre Bemühungen.
Gerne stehe ich für die Darlegung meiner persönlichen Situation zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen 
 
[Vorname Nachname] 
 
— Ausfüllhinweis: Bitte alle rot-kursiven Platzhalter durch Ihre persönlichen Angaben ersetzen und unzutreffende Passagen streichen. — 


